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Berlin, den 15. Januar 2004

Cuxhaven wird als Standort der maritimen Sicherheit weiterentwickelt

"Die gute Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Schiffsicherheit und der maritimen Notfall-
vorsorge muss weiter intensiviert und fortgeführt werden", betonte Ralf Nagel, Staatssekre-

tär im Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen am heutigen Donnerstag.
Anlass war der Besuch einer Delegation des spanischen Verkehrsministeriums unter Leitung
des spanischen Staatssekretärs Menendez beim Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydro-
graphie (BSH) und der Bundesstelle für Seeunfalluntersuchungen (BSU) sowie des Havarie-
kommandos in Cuxhaven.

Ziel des Treffens war ein umfassender Informationsaustausch. Beim Besuch von BSH und
BSU wurde das integrierte Verkehrssicherungskonzept Küste als Gesamtkonzept vorgeführt,
in Cuxhaven konnten sich die spanischen Regierungsvertreter einen Überblick in die
Einsatzorganisation des Havariekommandos sowie das Notliegeplatzkonzept verschaffen.

Da es sowohl in Deutschland als auch in Spanien im Bereich der maritimen Notfallvorsorge
gleichermaßen das Problem unterschiedlicher Zuständigkeiten gebe, sei die Konsultation für
beide Seiten fruchtbar. Nagel wies darauf hin, dass Maßnahmen, wie z. B. die Lotsenan-
nahmepflicht und Wegeführungsmaßnahmen in engen, gefährlichen und vielbefahrenen
Schifffahrtsstraßen, von Spanien und Deutschland bei der Internationalen Schifffahrtsorga-
nisation (IMO) aktiv voran getrieben werden.

Als gutes Beispiel für den Bereich der maritimen Notfallvorsorge nannte Staatssekretär Na-
gel die deutsche funkärztliche Beratungsstelle in Cuxhaven – das Medico Center. Auf der
Grundlage eines Vertrages mit dem Bund unterhalte das Stadtkrankenhaus Cuxhaven den
24-stündigen funkärztlichen Beratungsdienst.

Weiterhin sei bei dem Treffen eine intensive Zusammenarbeit zwischen dem Bundesamt für
Seeschifffahrt und Hydrographie und der Spanischen SASEMAR (La Sociedad de Salva-
mento y Seguridad Marítima) verabredet worden. Staatssekretär Nagel betonte den hohen
Nutzen des Informationsaustausches auf diesem Gebiet und die Notwendigkeit der Unter-
stützung seitens der Europäischen Union.


